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Im folgenden wird etwas über das Sozialrecht
im Rahmen der neuen gesamthochschulspe­
zifischen Diplom-Studiengänge für soziale
Berufe berichtet. Diese sind im Zusammenhang
der sogenannten Professionalisierung der So­
zialarbeit zu sehen, worunter u. a. verstanden
wird, daß aufgrund gestiegener Anforderun­
gen an das für die Berufsausübung erforder­
liche Fachwissen die Berufsausbildung mit Ver­
wissenschaftlichung und Spezialisierung zu
einer HöherqualifIkation führen soll. Eswird
zu zeigen sein, daß dieses zu einem neuen
Wissenschaftsverständnis führen muß.
So ergibt sich eine Fülle reizvoller Chancen
und Probleme, die nachstehend höchst subjek­
tiv und impressionistisch dargelegt werden
sollen, d. h. vor allem: ohne Anspruch auf
Vollständigkeit und ohne die eigentlich not­
wendigen Begründungszusammenhänge. Im­
merhin wird versucht, etwas methodisch ana­
lysierend heranzugehen, d. h. die Chancen und
Probleme finden sich zwar alle an der GhK
"vor Ort", sie sind aber nur zum geringsten
Teil durch die besondere Kasseler Situation
bedingt: man muß differenzieren zwischen
Problemen der Wissenschaft in Forschung und
Lehre selbst, den besonderen Problemen durch
die Gesamthochschulanforderungen im Hin­
blick auf Praxisbezug und Interdisziplinarität,
den studiengangsbedingten Chancen und Pro­
blemen und schließlich der besonderen Situa­
tion in Kassel selbst in bezug auf die Hoch­
schule und ihre Umwelt.
Sozialrecht ist ein höchst bedeutungsvolles,
aber von der "herrschenden Rechtswissen­
schaft" vernachlässigtes Rechtsgebiet, das zu­
dem durch ständige Gesetzesänderungen etc.
immer komplizierter und unübersehbarer ge­
worden ist. Die Klagen darüber sind ebenso
alt wie kompetent; schon 1927 hat Walter
Kaskel, der Mitbegründer der deutschen Ar­
beitsrechtswissenschaft, in seinem Nachruf auf
Heinrich Rosin, den großen Rechtsgelehrten,
durch den die deutsche Sozialversicherung
nach kurzem Bestehen einen Gipfelpunkt wis­
senschaftlicher Bearbeitung erreicht hatte,
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festgestellt: "Diesem großartigen Anfang in
der Wissenschaft der Sozialversicherung hat
leider die gleichwertige Fortführung gefehlt.
Nur wenige unter den führenden Juristen
haben sich der wissenschaftlichen Behandlung
der Sozialversicherung zugewandt, und auch
sie nicht immer in glücklicher Weise. Die Ge­
setzgebung hat das ihrige dazu getan, das
ursprüngliche Werk zu zerstören und zu zer­
fetzen, so daß es heute schon als wissenschaft­
liche Arbeit gilt, auch nur den geltenden Ge­
setzestext festzustellen." Bereits damals
wünschte er, daß der Gesetzgeber einmal zu
Ruhe und Stetigkeit zurückfinden und das
durch planlose und überhastete Maßnahmen
nahezu zerstörte Werk in dauerhaftem Neu­
bau wieder aufrichten möge. Fast fünfzig Jahre
später bleibt abzuwarten, ob sich aus dem mit
Beginn dieses Jahres in Kraft getretenen So­
zialgesetzbuch (Allgemeiner Teil) ein solcher
entwickelt. Für die Lehre allerdings ist momen­
tan bedeutsamer, daß schon seit Jahren we­
nigstens ein vorzügliches "Handbuch der
Sozialversicherung" (von Kurt Brackmann)
existiert und jüngst ein auch für Studenten
durchlesbares Lernbuch des Sozialrechts (von
Helmar Bley) erschienen ist - sofern von bei­
den Werken reger Gebrauch gemacht wird,
ist eigentlich schon fast garantiert, daß die
Sozialrechtsausbildung nicht zu bloßer Para­
graphenkunde und Renten- oder Regelbedarf­
berechnung herabsinkt.

Die Gesamthochschule zielt in ihrer Konzep­
tion eigentlich auf die Oberwindung anderer,
cllqemeinerer Schwierigkeiten ("Krisen") aller
Wissenschaften ab: "ihre immer weiterge­
hende Unterteilung und Einkammerung gegen
die übergreifende, Zusammenhang stiftende
und weiterführende Erkenntnis" (Werner
Hofmann).

Schon 1967 hat Werner Hofmann als Ausweg
aus der vielbeschworenen Krise der Univer­
sität darauf hingewiesen, "daß in einer Ge­
sellschaft, deren eigene Daseinsbedingungen
fernab der Wissenschaft liegen, in einer Welt
der Zwecke, der Interessen und Ideologien ein
Autoritätsanspruch des akademischen Lehrers,
soweit dieser selbst als Verteidiger von Inter­
essen - von eigenen wie fremden - auftritt,
nicht mehr zu halten ist. Die einzige Autorität,
die noch glaubhaft gemacht werden kann, ist
die der Verantwortung für die Sache. Als die
einzig noch mögliche, die einzig verläßliche
und weiterweisende Beziehung bleibt eine ex­
perimentierende Haltung von Lehrenden und
Lernenden; eine Zusammenarbeit, welche die
Wissenschaft selbst stiftet, die Lust am Ent­
decken, eine Form des Forschens, die geleitet
ist von dem Gefühl, daß das heute Wichtigste
noch aussteht". Möglichkeiten zur Oberwin­
dung dieser "Krise" bzw. zur Herstellung einer
"experimentellen Haltung" werden in der Ge­
samthochschulkonzeption dadurch erhofft,
daß auf Interdisziplinarität und Praxisbezug
der Studiengänge insistiert wird.

Allgemein scheint es so zu sein, daß zunächst
daran in dilettantischer Manier, die Schwierig­
keiten verkennend, zu weitgespannte Hoffnun­
gen geknüpft wurden: der große Sprung führte
nicht generell nach vorn, sondern eher ins
Abseits, vor allem dann, wenn in der Inter­
disziplinarität die einzelnen Disziplinen nicht
im guten Hegeischen Sinne des Wortes "auf­
gehoben", sondern als bürgerliches Produkt
denunziert schlicht beiseitegeschoben wurden.
In diesen (hoffentlich seltenen!) Fällen zogen
die verschiedenen Typen der Hochschulgelehr­
ten (sei's der redliche Handwerker oder der
professorale Großunternehmer mit journalisti­
schem Einschlag) aus, und der didaktisch be­
schlagene Typ des Bömmel aus der "Feuer­
zangenbowle" feierte fröhliche Urständ: "Da
stelle mer uns [cnz dumm" - als wäre da, wo

schon gesicherte Kenntnisse vorliegen, eine
experimentierende Haltung am Platze und Lust
am Entdecken möglich. Sieht man nun aber
davon ab, daß Interdisziplinarität ohne eine
gewisse, "ballastfreie" Kenntnis der Diszipli­
nen schlecht möglich ist und Wissenschaften
eben Wissenschaften und keine Handelschaf­
ten sind, bietet sich das Sozialrecht zur inter­
disziplinären Arbeit geradezu an. Hier sei nur
einiges zur kooperativ-interdisziplinären
Arbeit mit Medizin und Sozialwissenschaften
kurz angedeutet.
Für die Medizin zeigt sich zunächst als Ansatz­
punkt ein historisch-praktischer Zugriff, der
auch für die Wissenschaft fruchtbringend ge­
nutzt werden kann: Seit der Entstehung des
Sozia Irechts existiert eine Zusa mmena rbeit der
Sozialgerichtsbarkeit und -verwaltung mit den
Medizinern - eine Zusammenarbeit, die zwar
nie ohne Spannungen verlief, letztlich aber zu
einem gewohnten Bild wurde; erinnert sei an
die Ärzte als Gutachter, an die Entwicklung
des Krankheitsbegriffs einerseits und an die
Entwicklung der Unfallmedizin andererseits.
Die mancherorts festgestellte Vertrauenskrise
der Medizin -die Medizin ist im übrigen ein
Musterbeispiel für (vielleicht zu gut) geglückte
Professionalisierung - zeigt sich noch nicht in
der Sozialrechtspraxis: das Wort der Ärzte
oder ihre Bescheinigungen bewegen weiterhin
jährlich etwa 66 Mrd. DM der Sozialen Siche­
rung; welcher Jurist möchte schon auf den
Rückgriffauf ärztliche Bescheinigungen mit
Diagnosewert im konkreten Fall verzichten?
Abgesehen von diesem praktischen Vorlauf
scheint diese Interdisziplinarität auch deshalb
zunächst einfach realisierbar, weil beide Diszi­
plinen, jedenfalls in ihrer traditionellen Aus­
prägung, individualisieren: am Rechtsfall
("Rechtsanspruch") zeigt sich der Jurist und in
der Diagnose der Krankheit der kurative Medi­
ziner. Der Student der OE Sozialwesen wird
am Ende seines Studiums allerdings eher
Rechtsfälle lösen als Krankheiten diagnostizie­
ren können, weil - abgesehen von den rein
vorbildungsmäßigen Schwierigkeiten - in un­
serer Gesellschaft allein die Mediziner die
professionalisierte Kompetenz zur Definition
von abweichendem Verhalten als "krank"
haben; bessere berufliche Chancen dürften
die Bereiche der Präventation und Rehabilita­
tion bieten.
Die Interdisziplinarität in Richtung der Sozial­
wissenschaften, insbesondere zur Soziologie,
hat hingegen weder den Vorlauf einer inter­
disziplinär verfahrenden Praxis noch den mög­
lichen gemeinsamen Bezugspunkt des einzel­
nen Falles. Soziologen und Sozialhistoriker
stellen vielmehr mit verschiedenen Methoden
auf verschiedenen "Ebenen" die gesellschaft­
liche Verursachung von (sozialer) Ungleichheit
und Notlagen fest und müssen von dorther
feststellen, daß mittels individueller Rechtsan­
sprüche prinzipiell nicht adäquat auf die so­
ziale Verursachung reagiert werden kann,
vielmehr mitunter dadurch neue Notlagen ge­
schaffen werden können. Sofern sie dennoch
bereit sind, sich auf den konkreten Kontext
eines "Falles" oder eines gesetzlichen Tatbe­
standes einzulassen, analysieren sie mehr die
Folgen des Richterspruchs für die Lebenssitua­
tion des Betroffenen und "urteilen" von daher
- nicht aber von der formalen Korrektheit des
Verfahrens und der Methode, die zum Richter­
spruch geführt hat, eher wird diese" Legitima­
tion durch Verfahren" (Niklas Luhmann) selbst
noch in Frage gestellt.
Aus dem hier interessierenden Bereich wäre
also z. B. zum formal korrekt ablaufenden
sozialgerichtlichen Rentenprozeß sozialwissen­
schaftlich-kritisch zu bemerken, daß in seinem
Verlauf der gemindert Erwerbsfähige zur De­
monstration seiner Behinderung "gezwungen"
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wird der Verfahrensablauf für ihn undurch­
sichtig und geradezu angstmachend ist und
schließlich nachgewiesen ist, daß allein die
steigende Arbeitslosigkeit bei Erwerbsgemin­
derten die "berufliche Wiedereingliederung"
gefährdet, so daß sich nach mehr als sechs
Monaten - die Hälfte der Dauer eines erst­
instanzlichen Prozesses - die Chancen rapide
verschlechtern. Hingewiesen sei auch auf die
unterschiedliche existentielle Bedeutung der
Prozeßführung für den einzelnen und für die
Bürokratie, die ja durch die summierten Bei­
träge der einzelnen unterhalten wird usw. In
einem etwas allgemeineren Sinne hat jüngst
der Präsident des Bundessozialgerichts, Georg
Wannagat, die Frage gestellt, ob die zuneh­
mende Verrechtlichung der Sozialen Sicherheit
gorantiere, daß das System effizient, gerecht
und billig sei. Im allgemeinen aber dürften
"die Soziologen" "den Juristen" höchst su­
spekt erscheinen - ihr Mißtrauen und ihr "Hin­
tedragen" normativer Regelungen dürfte mon­
ehern schon als "zersetzend" erscheinen. Dar­
über darf nicht hinwegtäuschen, daß Rechts­
soziologen zunehmend vor Juristen feierlich
höflich "sprechen" - da sie aber gegenüber
den konkreten Fragen der Praxis (u. a. infolge
fehlender intensiver Vorbereitung) dann meist
wenig Vorschläge bringen, sondern - sofern
sie sich nicht in journalistischer Manier mit
Problemlos-Eingängigem begnügen - ihrer­
seits wieder Fragen an die "falsche" Praxis
stellen, bleiben die Vorträge im Sinne von
Praxisveränderung folgenlos.
Immerhin muß man sagen, daß seitens der
Soziologen diese Situation insoweit mitver­
schuldet ist, als sie bisher zu wenig Lebens­
chancen und Selbstverwirklichungsmöglichkei­
ten der Individuen und Gruppen im Kontext
staatlicher Handlungsbereiche und Institutio­
nen untersucht und andererseits theoretische
und empirische Unsicherheit mitunter vor­
schnell in politische Opposition übersetzt ha­
ben. So scheint es leichter und interessanter zu
sein, die großen Fragen zu untersuchen - etwa
wie Gesellschaft möglich ist, wie also die In­
teraktionen, Erwartungen, wechselseitigen Be­
zugnahmen der Individuen überhaupt an­
dauern können oderwie sich der kapitalistische
Stcct "ableiten" läßt- als die Kleinarbeit zu
leisten, die nötig ist, um die in § 72 Bundes­
sozialhilfegesetz genannten "besonderen so­
zialen Schwierigkeiten" inhaltlich zu be­
stimmen.

Die angewandte Soziologie ist auf den her­
:<i)mmlichen Universitäten kaum entwickelt.
Jörg Münstermann hat unlängst - ebenso ver­
bittert wie wohl prinzipiell treffend festge­
stellt. "Die Gelehrten der Sozialwissenschaftier
lidern nur wenige am Markt nachgefragte
Kenntnisse, kaum Herrschaftswissen, ihre
Empfehlungen und Vorhersagen sind mehr an
Moral als am Erfolg zu messen; sie kompen­
sieren ihre Schwäche, indem sie Prestige aus
wissenschaftlichen Moden beziehen ... Die
angewandte Forschung wurde in Nischen ver­
bannt, private Dienstleistungsbetriebe, Pla­
nungsämter ... Der in den 50er Jahren rege
Austauschzwischen amtlicher Statistik und
Forschungsinstituten hat sich so weit gelockert,
daß die amtliche Statistik, Arbeitsverwaltung
und Sozialplanung Innovations- und Metho­
denanstöße der Universitätswissenschaftler
k~um noch erhalten und Kooperation mit ihnen
nichtmehr suchen. Eine technologische Lücke
scheint die Universitäten auszuschließen. Im
Entscheidungshandeln der Kommunen, der
Länder und des Bundes sind die juristischen
Normen längst von empirischen Informations­
systemen überlagert, gestützt, umgeformt,
ohne daß die Theorien und Forschungsmetho­
den der Sozialwissenschaften Schritt gehalten
haben".

Die Praxisorientierung folgt in gewisser Weise
aus der lnterdisziplinarität. Für das Sozialrecht
ergeben sich hier zunächst wenig Schwierig­
keiten, weil infolge der außerordentlich star­
ken Verrechtlichung der deutschen Sozialpolitik
"die Praxis" durch das Sozialrecht gekenn­
zeichnet wird. Von dorther eröffnen erst gute
Sozialrechtskenntnisse den Zugang zur Praxis.

Dieses geht sogar so weit, daß in der Regel
sich (hoffentlich vorhandene!) gute, sozial­
wissenschaftiich oder medizinisch begründete
Konzepte in der Berufspraxis nur dann "poli­
tisch" durchsetzen lassen, wenn sie juristisch
"formuliert" werden können, d. h. es muß
nachgewiesen werden können, daß man das
Recht auf seiner Seite hat. Der größte Schatz
an vielleicht sonst im Studium gesammelten
Kenntnissen und Fähigkeiten zur Analyse,
Diagnose und Therapie ist für die Studenten
weitgehend wertlos (schützt weder vor vor­
schneller Anpassung noch garantiert er Ver­
änderungschancen), wenn sie diesen nicht auf
die vorgegebenen bürokratisch-institutionel­
len Strukturen hin, denen sie ihre berufliche
Existenz verdanken, umsetzen können.

So zeigen sich mannigfache allgemeine Chan­
cen und Schwierigkeiten der wissenschaftlichen
Lehre und Forschung des Sozialrechts, die sich
im neuen Studiengang der OE Sozialwesen
bzw. in seiner konkreten Durchführung wider­
spiegeln. Hinzu kommen dann die Probleme
eines Kurzstudiums; denn Sozialrechtwird nicht
im Rahmen eines juristischen oder sozial-wis­
senschaftlichen Studiums vermittelt. Der Platz
des Sozialrechts bzw. der dafür vorgesehenen
curricularen Gegenstände ist im Curriculum
etwas zu klein geraten, zu klein geraten sind
auch die institutionell-normativen Aspekte ge­
genüber den (psycho-)analytischen des Sozial­
wesens. Aber selbst wenn sie größer und das
Studium länger wäre] könnte aufgrund abge­
lehnter Verschulung in der Hoch-Schule nicht
vorausgesetzt werden, daß bestimmte Curri­
culumelemente auch tatsächlich "durchlaufen"
sind. Das bedeutet historisch-konkret: Allge­
meine rechtliche Vorkenntnisse können bei den
Studenten, die eine Sozialrechtsveranstaltung
besuchen, generell kaum vorausgesetzt wer­
den. Das bezieht sich zum einen auf die feh­
lende, aber allgemein dringend notwendige
Einübung in normativ-systematisches Denken
und zum anderen auf konkrete Rechtskennt­
nisse etwa im Familien- und Verwaltungsrecht,
die regelmäßig "vor" dem Sozialrecht kom­
men müssen. Diese Schwierigkeiten sind aber
geringer als die zuvor aufgezeigten allgemei­
nen und lassen sich leichter überwinden. Sie
werden mindestens aufgewogen durch das
Projektstudium, das essentieller Bestandteil der
neuen Studienordnung ist. Das Projekt ist inter­
disziplinär und praxisbezogen - von dorther
ergeben sich die Chancen für das Sozialrecht.
Vielleicht mag dieses verwundern, denn man­
cherlei Klagen über Projekte und Projektstu­
dium sind zu vernehmen. Aber zumindest die
ersteren gehören zu den allgemeinen und
schon sehr alten; am 18. Januar 1789 beklagte
sich bereits der böhmische Schulreformator
Ferdinand Kindermann Ritter von Schulstein
bei seinem Freund Johann Braun in Schurz
(Zirec, Ostböhmen) - über die neumodische
.Projektmocherei" : "Wir sind in einem Rake­
tenjahrhundert, es muß krachen, brausen, blit­
zen, funkeln; es macht nichts, wenn auch die
ganze Maschine plötzlich zerspringt, und nichts
als ein bißchen Rauch hinterläßt." Das darf
aber nicht über die prinzipiellen Vorteile dieses
Ansatzes hinwegtäuschen - womit allerdings
nicht die persönlichen Vorteile für die Dozen­
ten gemeint sind - seitdem auch "Reports"
über gescheiterte Projekte gescheite Verleger
finden und man sich so, gleichsam wie ein Phö­
nix, aus der grauen Asche der Praxis erheben

und im akademischen Kontext weiterkommen
kann - gleichsam Bertolt Brecht abwandelnd:
Können nur uns, nicht euch oder sonst jemand
helfen.
Hier im Projekt kann man fernab literarischer
Fehden als Wissenschaftler am ehesten Ver­
antwortung für die Sache und damit auch für
die Praxis und Wissenschaft gleichermaßen
zeigen und ein ganz klein wenig von Werner
Hofmanns Forderung konkret verwirklichen
helfen: "In einer Zeit, die trotz ihrer erklärten
Wissenschaftsbedürftigkeit gewiß nichtdie der
Wissenschaft ist, bleibt es Aufgabe eines jeden,
Zeuge dafür zu sein, was Wissenschaft ­
wäre." So muß man sich im Projekt auf die
Praxis einlassen, darf sich dabei aber als Wis­
senschaftler nicht aufgeben, d. h. man muß
hier methodisch vorgehen, nicht vorschnell und
sprunghaft, und soll aufzeigen, was sein
könnte und dazu auch den oder die Wege
dorthin. Aber über dem, was sein könnte, darf
nicht vergessen werden, was ist und wie es
wurde, und dazu gehört allemal die Feststel­
lung der relevanten rechtlichen Regelungen
und des Spielraums, den sie lassen. Hier zeigt
sich dann schnell, daß zum Gelingen eines
Projekts mancherlei gehört, das in den üb­
lichen Lehrveranstaltungen schwerlich gelernt
werden kann: Gewissenhaftigkeit, Ausdauer
und Geduld zurSache,Augenmaß und Beschei­
denheit im "Umgang" mit der Praxis, richtige
Fragestellungen und die glückliche Wahl des
zu behandelnden Problems und schließlich,
wieviel wissenschaftliche Kenntnisse noch feh­
len - allgemein und ganz persönlich - und
daß der leichtfertige Gebrauch von Schlag­
worten in diesem Fall mehr zerstört als eine
entsprechende Erkenntnis weiterhilft. So, aber
wohl auch nur so, scheint eine echte Professio­
nalisierung im Bereich Sozialwesen erreicht
werden zu können, die hoffentlich auch an­
deren weiterhilft.
Dabei muß man dann sicher als Angehöriger
des Kultursektors und des Sozialsektors auch
radikal, an die Wurzel gehend, in neuem Sinne
handeln können und seinen eigenen Status
und seine eigene "Praxis" hinterfragen: Setzt
man vorerst eine auf Dauer angespannte
finanzielle Lage der öffentlichen Hand voraus,
dann (spätestens) ist zu bedenken, ob ange­
sichts noch bestehender krasser sozialer und
regionaler Benachteiligungen die Defizite im
Bildungssektor wirklich die gravierendsten
sind, und weiter ist zu fragen, was man denn
- einkommensmäßig und von der Arbeitssitua­
tion her relativ privilegiert - tatsächlich kon­
kret beiträgt zur Beseitigung von derart fun­
damentaler sozialer Ungleichheit. So kann
wohl nichts darüber hinwegtäuschen, daß die.
Forscher, Verwalter, Richter, Dozenten usw. im
Sozialsektor ganz gut und angesehen "davon"
leben, daß es eben Arme, Alte, gemindert
Erwerbsfähige, Kranke, Gastarbeiter, Behin­
derte, Arbeitslose, entlassene Strafgefangene
usw. gibt. Es ist zu hoffen, daß sie in diesem
Bewußtsein, quasi die zur Schattenseite ge­
hörende Sonnenseite darzustellen, auch leben
und wirken und nicht sich selbst bestrahlen.
Für die Dozenten in der Organisationseinheit
Sozialwesen ergibt sich daher primär eine be­
sondere Verantwortung, nur wirklich gut aus­
gebildete Studenten in die Praxis zu entlassen,
die jedenfalls die theoretische Chance eines
soliden und verbessernden Wirkens in der
Berufspraxis bieten. Davon können auch die an­
geblich neuesten Erkenntnisse aus Pädagogik
und Psychologie nicht ablenken.

Schließlich noch ein Blick auf die besondere
lokale Situation an der GhK. Die aufgezeigten
allgemeinen "Rückständigkeiten" herkömm­
licher Universitätswissenschaften zeigen, daß
im Falle des Sozialrechts die für die Gesamt­
hochschule neuerdings beschworene ökolo-
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gische Sonderung und damit Konkurrenzver­
meidung im Sinne einer ökologischen Nische
nicht sonderlich schwierig ist; bezieht man die
besonderen räumlichen Gegebenheiten Kas­
sels als Stadt des Sozialrechts (mit gastfreund­
licher Bibliothek und Dokumentation des
Bundessozialgerichts, Sozialdaten des Kom­
munalen Gebietsrechenzentrums, "aufge­
schlossener" Sozialamtsverwaltung, Bundes­
rechtssteile des Deutschen Gewerkschaftsbun­
des und sonstigen verschiedenen Sozialbehör­
den) mit ein, so muß sogar von einer vortreff­
lich ökischen Dimension der ökologischen
Nische gesprochen werden. Gefahren für For­
schung und lehre in dieser Hinsicht droht also
kaum von der Umwelt, wohl aber von den in­
ternen Strukturen der Hochschule, sozusagen
von der "autozoischen" Dimension.

Hierzu sei dreierlei angedeutet:
1. die Repräsentation von Praxis wird durch
die hohen Stundendeputate für lehrende So­
zialarbeiter fast ad absurdum geführt: hier
wäre weniger mehr und ein guter Ansatz für
kostenneutrale und effiziente Reformen

2. die neuen Studienreformen bedingen zur
sachgerechten Durchführung beachtlichen ver­
waltungsmäßig-technischen Aufwand, der in­
folge schlechter Personalausstattung in diesem
Bereich erheblich zu teuer durch Hochschul­
lehrer zusätzlich geleistet werden muß - und
auch dies gelingt trotz größten persönlichen
Engagements in einzelnen Fällen nicht optimal
und schon gar nicht aufGesamthochschulebene.
Es entspricht weder dem Selbstverwaltungsge­
danken noch elementaren ökonomischen Ge­
sichtspunkten (das schon von David Ricardo
vor mehr als J50 Jahren entdeckte Gesetz der
komparativen Kosten sollte nicht nur im
Außenhandel beachtet werden), wenn Hoch­
schullehrer reine, routinisierbare Verwaltungs­
arbeiten der Organisationseinheit selbst aus­
führen müssen. So verlaufen nicht alle "Praxis­
kontakte" und "Praxiserkundungen" genügend
koordiniert, sondern es geht "etwas" durch­
einander und somit die Praxis verschreckend :
droht der ökologischen Nische langfristig eine
handfeste Biotopverschmutzung?

3. im internen "strukturellen" und curricularen
Ablauf sollte im Interesse des Zeitbudgets von
Studenten und Hochschullehrern sowie der
Möglichkeit einer Erfolgs- und Bewährungs­
probe einiges konstant gehalten werden.­
Heraklits "Alles fließt" entfaltet angesichts der
aufgezeigten und anzugehenden wissenschaft­
lichen Probleme eine tragikomische Wirkung.
Es droht die Gefahr, daß durch die hier ge­
schaffenen "künstlichen" Probleme von den
eigentlichen "draußen" abgelenkt wird und
die Verantwortlichkeit gegenüber den Resul­
taten des eigenen Tuns, des eigenen Forschens
und Wirkens abnimmt.

Man kann nur hoffen, daß die Gesamthoch­
schule Kassel, die die gesellschaftliche Ver­
antwortung der Wissenschaft betonen soll,
und "ihr" Ministerium zunächst die Problem­
erkennungskapazität und Problemlösungs­
kapazität für die eigene Sache erheblich ver­
größern, damit die GhK wirken kann.

Dies klingt vielleicht etwas nach einer im Wis­
senschaftsbetrieb heutzutage üblich gewor­
denen Jeremiade, und damit soll der Artikel
nicht enden, zumal solches auch nicht spezi­
fisch ist für die Situation des Sozialrechts an
der GhK. Hierfür und schließlich für eine kul­
turelle Zeitschrift scheint zum Schluß ein
Goethewort angebrachter: "Weite Welt und
breites leben / langer Jahre redlich Streben; /
Stets geforscht und stets gegründet, / Nie ge­
schlossen, oft geründet, / Ältestes bewahrt mit
Treue, / Freudig aufgefaßtes Neue, / Heitern
Sinn und reine Zwecke: / Nun, man kommt
wohl eine Strecke."
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